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VERWALTUNGSGERICHT DRESDEN 
 
 

B E S C H L U S S 
 
 

In der Verwaltungsrechtssache 
 
 
der  
 

 - Antragstellerin - 
 
prozessbevollmächtigt: 
 
 
 

gegen 
 
 
die  
 

 - Antragsgegnerin - 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

wegen 
 

 
 
 
 
Quarantäneanordnung,  
hier: Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO 
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hat die 6. Kammer des Verwaltungsgerichts Dresden durch  
 
am 5. Mai 2020 

beschlossen: 

Der Antrag wird abgelehnt. 
 
Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragstellerin. 
 
Der Streitwert wird auf 5.000,- Euro festgesetzt. 

Gründe 

I. 
 
Die Antragstellerin begehrt die aufschiebende Wirkung ihres Widerspruches bzw. ihrer Klage 

gegen den Feststellungsbescheid der Antragsgegnerin. 

 

Die Antragstellerin reiste am 27. April 2020 auf dem Landweg aus Barcelona (Spanien) nach 

Deutschland ein und meldete sich beim Gesundheitsamt der Antragsgegnerin. 

 

Unter dem 27. April und 28. April 2020 erließ die Antragsgegnerin gegenüber der 

Antragstellerin gleichlautende Feststellungsbescheide über die für sie geltende häusliche 

Quarantäne ab dem 27. April bis zum 11. Mai 2020.  

 

Die Antragstellerin erhob hiergegen am 29. April 2020 Widerspruch, begründete diesen mit 

ihren konkreten Lebensbedingungen in Spanien und machte geltend, andere Reisende 

seien, insbesondere in Leipzig, nach einem negativen Rachenabstrich von der 

Quarantäneverordnung ausgenommen worden. 

 

Nachdem die Antragsgegnerin der Antragstellerin mitgeteilt hatte, dass die Quarantäne 

aufgrund von § 1 Abs. 1 der Verordnung des Sächsischen Staatministeriums für Soziales 

und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und 

Rückreisende zur Bekämpfung des Corona-Virus vom 9. April 2020 (SächsCoronaQuarVO) 

gelte und ein begründeter Einzelfall nicht gegeben sei, hat die Antragstellerin am 30. April 

2020, 18.37 Uhr, um vorläufigen Rechtschutz beim Verwaltungsgericht Dresden 

nachgesucht und Klage gegen den Feststellungsbescheid vom 27. April 2020 erhoben. 
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Sie macht geltend, sie habe in Spanien in den letzten sechs Wochen allein in ihrer Wohnung 

unter Ausgangssperre gelebt. Die Wohnung habe sie nur zu Einkäufen im nahegelegenen 

Einkaufsmarkt verlassen. Sie habe keinerlei Krankheitssymptome. Eine Untersuchung sei ihr 

vom Gesundheitsamt verweigert worden, ebenso ein Rachenabstrich oder ein anderweitiger 

Virustest. Bereits vor diesem Hintergrund sei die Anordnung der Quarantäne 

unverhältnismäßig. Auch sei in der Bundesrepublik die Virus-Reproduktionszahl bereits 

deutlich unter 1 gefallen und auch in Spanien sinke die Zahl der Neuinfektionen. Eine 

drohende Überlastung des Gesundheitssystems sei nicht zu erwarten und es gebe auch 

keinen Beleg für die Gefährlichkeit des Virus. Im Übrigen sei die Quarantäneverordnung 

willkürlich. Ganze Personengruppen seien von ihr ausgenommen und zwar ohne individuelle 

Prüfung. 

 

Die Antragstellerin beantragt, 

die aufschiebende Wirkung ihres Widerspruchs und ihrer Klage gegen den 

Feststellungsbescheid der Antragsgegnerin vom 27. April 2020 anzuordnen. 

 

Die Antragsgegnerin beantragt, 

den Antrag abzulehnen. 

 

Im Rahmen einer Schutzschrift hat sie darauf verwiesen, dass die Quarantäneverpflichtung 

sich aus der Verordnung ergebe und eine Ausnahmeregelung nicht eingreife. 

 

Wegen der Einzelheiten des Sachstandes wird auf den Inhalt der Gerichtsakte verwiesen. 

II. 

 

Der zulässige Antrag hat keinen Erfolg. 

 

Die aufschiebende Wirkung des Widerspruches bzw. der Klage der Antragstellerin gegen 

den Feststellungsbescheid der Antragsgegnerin vom 27. April 2020 ist nicht anzuordnen.  

 

Gemäß § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 1 VwGO kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag die 

aufschiebende Wirkung des Widerspruches oder der Klage im Falle des § 80 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 3 VwGO ganz oder teilweise anordnen. Das Gericht trifft dabei eine eigene, originäre 
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Ermessensentscheidung. Es hat zwischen dem in der gesetzlichen Regelung – hier § 28 

Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 Infektionsschutzgesetz in der Fassung vom 10. Februar 2020 

(IfSG) – zum Ausdruck kommenden Interesse an der sofortigen Vollziehbarkeit des 

Verwaltungsaktes und dem Interesse des Antragstellers an der aufschiebenden Wirkung 

seines Rechtsbehelfs abzuwägen. Im Rahmen dieser Abwägung sind in erster Linie die 

Erfolgsaussichten des Hauptsacheverfahrens zu berücksichtigen. Ergibt die im Rahmen des 

Eilverfahrens nach § 80 Abs. 5 VwGO vorzunehmende summarische Prüfung, dass der 

Rechtsbehelf voraussichtlich keinen Erfolg haben wird, tritt das Interesse des Antragstellers 

regelmäßig zurück. Erweist sich die zugrundeliegende Verfügung bei dieser Prüfung 

hingegen als rechtswidrig und das Hauptsacheverfahren damit voraussichtlich als 

erfolgreich, ist das Interesse an der sofortigen Vollziehung regelmäßig zu verneinen. Ist der 

Ausgang des Hauptsacheverfahrens hingegen offen, kommt es zu einer allgemeinen 

Abwägung der widerstreitenden Interessen. 

 

Bei summarischer Prüfung spricht viel dafür, dass die Klage der Antragstellerin im 

Hauptsacheverfahren ohne Erfolg bleiben wird. 

 

Der auf §§ 28, 30 IfSG i. V. m. § 1 SächsCoronaQuarVO gestützte Feststellungsbescheid 

der Antragsgegnerin vom 27. April 2020 ist nicht zu beanstanden. Die Antragstellerin ist am 

27. April 2020 aus Spanien, einem anderen Staat, nach Sachsen eingereist und unterfällt 

damit der Quarantäneverpflichtung nach § 1 SächsCoronaQuarVO. Der angegebene 

Quarantänezeitraum entspricht § 1 Abs. 1 Satz 1 SächsCoronaQuarVO. Ausnahmegründe 

nach § 3 SächsCoronaQuarVO hat die Antragstellerin nicht vorgetragen.  

 

Es ist auch nicht ersichtlich, dass die Antragsgegnerin der Antragstellerin eine 

Einzelfallbefreiung nach § 3 Abs. 1 Satz 2 SächsCoronaQuarVO erteilen müsste. Der 

Sachverhalt der Antragstellerin unterscheidet sich nicht so evident von erwartbaren 

Sachverhalten, dass in ihrem Fall eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 

weitgehend ausgeschlossen werden kann. Soweit die Antragstellerin vorträgt, dass sie sich 

in Barcelona sechs Wochen überwiegend in der Wohnung aufgehalten und diese nur zum 

Einkaufen verlassen habe, stellt dies bereits keine Abweichung vom Regelverhalten im 

streitgegenständlichen Zeitraum dar. In fast allen europäischen Staaten galten 

Ausgangsbeschränkungen und die Mehrheit der Bevölkerungen hat die Häuslichkeit nur zur 

Erledigung des Nötigsten verlassen. Dem Verordnungsgeber war dieser Umstand bewusst, 

dennoch hat er es für erforderlich erachtet, aus anderen Staaten eingereiste Personen unter 

häusliche Quarantäne zu stellen. Es kann auch nicht ausgeschlossen werden, dass sich die 
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Antragstellerin bei ihren Einkäufen oder auf der Rückreise nach Deutschland mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert hat. Dabei ist auch zu beachten, dass Spanien zu den 

Staaten mit den weltweit meisten registrierten Infizierten zählt 

(https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1090985/umfrage/fallzahl-des-coronavirus-

2019-ncov-nach-laendern). Soweit die Antragstellerin auf Einzelfallbefreiungen nach PCR-

Test im Raum Leipzig verweist, kann sie hieraus keinen Anspruch auf Einzelfallbefreiung 

ableiten.  

 

Anhaltspunkte, dass die streitgegenständlichen Regelungen der SächsCoronaQuarVO, 

gegen höherrangiges Recht verstoßen würden, sind nicht erkennbar. Die an der Einreise aus 

dem Ausland ansetzenden Quarantänemaßnahmen tragen dem Umstand Rechnung, dass 

COVID-19 inzwischen weltweit verbreitet ist und es in einer erheblichen Anzahl von Staaten 

Ausbrüche mit zum Teil großen Fallzahlen gibt; von anderen Staaten sind die genauen 

Fallzahlen nicht bekannt. Vor diesem Hintergrund weist das Robert Koch-Institut seit dem 

10. April 2020 keine internationalen Risikogebiete oder besonders betroffenen Gebiete in 

Deutschland mehr aus 

(https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete.html). 

Vielmehr hat der Verordnungsgeber die grundsätzliche Entscheidung getroffen, dass jede 

aus dem Ausland einreisende Person als krank, krankheitsverdächtig, 

ansteckungsverdächtigt oder als Ausscheider anzusehen ist und sich daher in Quarantäne 

zu begeben hat. Das hier betroffene Grundrecht der Freiheit der Person nach Art. 2 Abs. 2 

Satz 2 Grundgesetz (GG) kann durch die nach § 32 IfSG zulässigerweise erlassene 

Rechtsverordnung eingeschränkt werden. Das Gericht kann nicht feststellen, dass diese 

Regelung auf der Grundlage des § 32 i. V. m. § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 IfSG zur Bekämpfung 

der Corona-Pandemie nicht gerechtfertigt ist und im Zusammenspiel mit den festgelegten 

Ausnahmen und der an der bislang bekannten Inkubationszeit von Coronainfektionen 

(SARS-CoV-2) unverhältnismäßig in die Rechte der Antragstellerin eingreift. Der 

Verordnungsgeber hat sich beim Erlass der Regelungen von den bisher bekannten 

medizinischen und epidemiologischen Erkenntnissen leiten lassen. Zwar sind die 

Infektionszahlen in Deutschland derzeit rückläufig. Dies bedeutet allerdings nicht, dass die 

Gefahr, die von dem Virus ausgeht, nicht mehr bestehen würde. Das Gericht geht davon 

aus, dass Maßnahmen gegen die Ausbreitung nicht erst ergriffen werden dürfen, wenn die 

Gefährlichkeit des Virus hinreichend sicher belegt ist. Dass das Virus sich besonders schnell 

ausbreitet und im Verlauf der Erkrankungen sich eine hohe Anzahl von Sterbefällen ergibt, 

kann nicht angezweifelt werden, sondern wird durch die Erfahrungen in den besonders 

betroffenen Staaten u.a. Spanien belegt. Die massiven Anstrengungen auf allen Ebenen des 
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Öffentlichen Gesundheitsdienstes verfolgen weiterhin das Ziel, die Infektionen in 

Deutschland so früh wie möglich zu erkennen und die weitere Ausbreitung des Virus so weit 

wie möglich zu verzögern. Diese Bestrebungen hat der Verordnungsgeber mit § 1 

SächsCoronaQuarVO umgesetzt und damit die Gefahreneinschätzung hinsichtlich der von 

Ansteckung bedrohten Personen, insbesondere der vulnerablen Personen, und einer 

weiteren Ausbreitung der Infektion in einer Weise getroffen, die vom Gericht nicht 

beanstandet wird. 

 

Die SächsCoronaQuarVO greift auch nicht unverhältnismäßig in die Rechte der Betroffenen 

ein.  

 

Die 14-tägige Quarantäneanordnung ist geeignet, um eine Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 weitestgehend auszuschließen, da die Inkubationszeit bis zu 14 Tage beträgt 

(https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Steckbrief.html). Nach 

Ablauf der Quarantäne ist ein Ausbruch von COVID-19 infolge einer Ansteckung aus dem 

anderen Staat nicht zu erwarten.  

 

Entgegen der Auffassung der Antragstellerin ist die 14-tägige Quarantäne das derzeit 

mildeste Mittel, um eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 weitestgehend 

auszuschließen. Entgegen der Antragstellerin genügen hierfür die derzeit geltenden 

Kontaktbeschränkungen und Abstandsgebote nicht. Denn bei ihrer Festlegung wurde die 

derzeitige Entwicklung der Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 in Deutschland bzw. 

im jeweiligen Bundesland zugrunde gelegt. Die zumeist stärkere Verbreitung des Virus in 

anderen Staaten wurde dabei – wenn nur mittelbar – berücksichtigt. Die zurzeit einsetzenden 

Lockerungen der Kontaktbeschränkungen basieren auf den sinkenden Infektionszahlen und 

der damit einhergehenden Erwartung, dass bei einem Kontakt die Beteiligten mit großer 

Wahrscheinlichkeit nicht infiziert sind. Diese Erwartung kann an Einreisende zurzeit noch 

nicht gestellt werden, da in anderen Staaten ggf. eine stärkere Virusverbreitung vorliegt. 

Mithin besteht die Gefahr, dass Einreisende eine Infektion im Rahmen der 

Kontaktbeschränkungen weiter verbreiten. Ob die einheitliche Behandlung von aus dem 

Ausland Einreisenden auch künftig beibehalten werden darf, erscheint in Anbetracht 

sinkender Infektionszahlen in den verschiedenen Ländern allerdings zweifelhaft.  

 

Entgegen der Ansicht der Antragstellerin genügt auch ein negativer Rachenabstrichtest 

(PCR-Test) nicht, um die Infizierung mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 auszuschließen. 

Denn ein negatives Testergebnis gibt nur das Ergebnis zum Abstrichzeitpunkt an der 
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Abstrichstelle wieder. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass dennoch eine Infektion – 

ggf. in einem frühen Stadium und/oder nicht an der Abstrichstelle – vorliegt und der 

Betroffene in der Folgezeit an COVID-19 erkrankt und das Coronavirus SARS-CoV-2 

weiterverbreitet. Auch ein Antikörpertest stellt derzeit kein milderes Mittel zur Quarantäne 

dar, da diese Tests gegenwärtig nicht die erforderliche Differenzierung der Coronaviren 

besitzen (vgl. 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Vorl_Testung_nCoV.htm). 

Andere mildere und gleichgeeignete Mittel zum Ausschluss einer Infektion mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 sind nicht ersichtlich.  

 

Der Eingriff in die Rechte der Betroffenen – Freiheit der Person – steht auch nicht außer 

Verhältnis zum verfolgten Zweck, der Verhinderung der Verbreitung der Coronaviren SARS-

CoV-2 bzw. von COVID-19 und damit dem Schutz der Allgemeinheit. Den Betroffenen kann 

es zugemutet werden, dass sie sich für die derzeit bekannte Zeitspanne der Inkubationszeit 

(1 – 14 Tage) von der Gesellschaft absondern, um die Ansteckung anderer zu verhindern. 

Die zeitliche Beschränkung der Quarantäne und damit der Eingriff ist bereits auf das 

Mindestmaß reduziert. 

 

Die Ausnahmen der häuslichen Quarantäne in der SächsCoronaQuarVO sind ebenfalls nicht 

zu beanstanden. Entgegen der Auffassung der Antragstellerin sind die Ausnahmen nicht 

willkürlich, sie orientieren sich vielmehr an der Notwendigkeit der Personen zur 

Aufrechterhaltung des gesellschaftlichen Zusammenlebens oder dem Vorliegen triftiger 

Reisegründe. Soweit der Verordnungsgeber dabei typisierend vorgeht und auf eine 

Einzelfallprüfung verzichtet, ist dies nicht zu beanstanden, da eine Prüfung der von der 

Ausnahme betroffenen Fällen aufgrund der hohen Anzahl nicht mit verhältnismäßigem 

Aufwand in der notwendigen Kürze der Zeit erfolgen kann. Der Verordnungsgeber hat sich 

daher dafür entschieden, auf die Symptomfreiheit der Betroffenen abzustellen. Das damit 

einher gehende Restrisiko durch symptomfrei Infizierte hat er bewusst in Anbetracht der 

Aufrechterhaltung und Funktionsfähigkeit des gesellschaftlichen Systems in Kauf 

genommen. 

 

Darüber hinaus sind keine Anhaltspunkte für die Unverhältnismäßigkeit der 

SächsCoronaQuarVO ersichtlich. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO.  
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Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 63 Abs. 2 Satz 1, § 53 Abs. 2 Nr. 2, § 52 Abs. 2 GKG. 

Da eine Vorwegnahme der Hauptsache angestrebt wird, setzt das Gericht auch für das 

Eilverfahren den vollen Regelstreitwert für beide Begehren der jeweiligen Antragstellerin an.  

Rechtsmittelbelehrung 
 
Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten – mit Ausnahme der Streitwertfestsetzung - 
die Beschwerde an das Sächsische Oberverwaltungsgericht zu.  
 
Die Beschwerde ist beim Verwaltungsgericht Dresden innerhalb von zwei Wochen nach 
Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe des 
§ 55a der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) sowie der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 
elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 
24. November 2017 (BGBl. I 3803) in der jeweils geltenden Fassung einzulegen. Die 
Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begründen. 
Die Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, beim 
Sächsischen Oberverwaltungsgericht schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe 
des § 55a VwGO und der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung einzureichen. Sie muss 
einen bestimmten Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung 
abzuändern oder aufzuheben ist, und sich mit der angefochtenen Entscheidung 
auseinandersetzen. 
 
Vor dem Sächsischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten – außer im 
Prozesskostenhilfeverfahren – durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen (§ 67 Abs. 4 
und 5 VwGO, §§ 3 und 5 Einführungsgesetz zum Rechtsdienstleistungsgesetz). Dies gilt 
bereits für die Einlegung der Beschwerde beim Verwaltungsgericht Dresden.  
 
Gegen die Streitwertfestsetzung steht den Beteiligten die Beschwerde zu, wenn der Wert 
des Beschwerdegegenstandes 200,- € übersteigt oder das Gericht die Beschwerde 
zugelassen hat. Die Streitwertbeschwerde ist innerhalb von sechs Monaten, nachdem die 
Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig 
erledigt hat, bei dem Verwaltungsgericht Dresden schriftlich, in elektronischer Form nach 
Maßgabe des § 55a VwGO und der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung oder zu 
Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. Der Vertretung durch einen 
Prozessbevollmächtigten bedarf es bei der Streitwertbeschwerde nicht.  
 
Anschrift des Verwaltungsgerichts Dresden: 
Verwaltungsgericht Dresden, Hans-Oster-Straße 4, 01099 Dresden 
 
Anschriften des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts: 
Hausanschrift: Sächsisches Oberverwaltungsgericht, Ortenburg 9, 02625 Bautzen 
Postanschrift:  Sächsisches Oberverwaltungsgericht, Postfach 4443, 02634 Bautzen 
 
 
 

gez.  


